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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses flur Arbeit und Soziales (11. Ausschuss)

a)

b)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksache 19/28899 —

Entwurf eines Gesetzes zur Forderung der Betriebsratswahlen und
der Betriebsratsarbeit in einer digitalen Arbeitswelt
(Betriebsratemodernisierungsgesetz)

zu dem Antrag der Abgeordneten Carl-Julius Cronenberg, Michael
Theurer, Johannes Vogel (Olpe), weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der FDP

— Drucksache 19/28984 —

Betriebsrat 4.0 — Potenziale der Digitalisierung nutzen

zu dem Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl,
Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
— Drucksache 19/27318 —

Demokratisierung der Arbeitswelt — Betriebliche Mitbestimmung
ausweiten und modernisieren
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d) zu dem Antrag der Abgeordneten Beate Muller-Gemmeke, Katharina
Droge, Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 19/27828 —

Unternehmensmitbestimmung starken — Gesetzesliicken schliel3en

A. Problem
Zu Buchstabe a

Die Bundesregierung stellt fest, dass die hauptsachlich im Betriebsverfassungs-
gesetz (BetrVG) geregelte betriebliche Mitbestimmung vor Herausforderungen
stehe. Dazu gehore die geringe Anzahl an Betriebsratsgremien. Nur noch 9 Pro-
zent der betriebsratsfahigen Betriebe in Westdeutschland und 10 Prozent der be-
triebsratsfahigen Betriebe in Ostdeutschland verfligten Uber einen Betriebsrat. Le-
diglich rund 41 Prozent der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in West-
deutschland sowie 36 Prozent in Ostdeutschland wirden von Betriebsréten ver-
treten. Die Ursachen fiir die abnehmende Vertretung durch Betriebsréte seien viel-
faltig. Es hauften sich aber Berichte, dass in manchen Betrieben Arbeitgeber mit
zum Teil drastischen Mitteln die Griindung von Betriebsrdten verhinderten. In
kleineren Betrieben kdnnten daneben die Formalien des reguldren Wahlverfah-
rens eine Hemmschwelle darstellen, die es bei der Organisation einer Betriebs-
ratswahl zu berwinden gelte.

Qualifizierung habe gerade vor dem Hintergrund der Digitalisierung sowie des
okologischen und demografischen Wandels besondere Bedeutung, da sie daftr
sorge, dass Kompetenzen aufgebaut, erhalten und weiterentwickelt wiirden. Da-
mit leiste die Qualifizierung auch einen Beitrag zur Fachkréftesicherung. Mit
Blick auf die steigende Bedeutung des Themas seien die Rechte des Betriebsrats
nicht ausreichend, wenn es darum gehe, sich mit dem Arbeitgeber auf konkrete
MafRnahmen der Berufshildung zu einigen.

Im Rahmen der Digitalisierung nehme das Feld der Kinstlichen Intelligenz (KI)
erheblich an Bedeutung zu. Die Bundesregierung habe insbesondere mit ihrem
Kabinettsbeschluss vom 15. November 2018 zur Strategie Kiinstliche Intelligenz
der herausgehobenen Bedeutung von KI Rechnung getragen. Danach starkten die
betriebliche Mitbestimmung und eine frihzeitige Einbindung der Betriebsrate das
Vertrauen und die Akzeptanz der Beschaftigten bei der Einflihrung und der An-
wendung von KI.

Eine Teilnahme an Betriebsratssitzungen mittels Video- oder Telefonkonferenz
sei bisher nur nach Mafgabe des § 129 BetrVG und befristet bis zum 30. Juni
2021 moglich. Es solle daher eine fir die Betriebsratsarbeit sachgerechte und dau-
erhafte Regelung geschaffen werden, die zugleich einen wesentlichen Beitrag zur
Digitalisierung der Betriebsratsarbeit leiste.
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Es sei zudem ein wichtiges arbeits-, familien- und gleichstellungspolitisches An-
liegen, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ortsflexibel arbeiten kénnten
und dies auch in den Betrieben gefdrdert werde. Mobile Arbeit werde optimal
eingesetzt, wenn ein einheitlicher und verbindlicher Rechtsrahmen auf betriebli-
cher Ebene bestehe, um die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
zu schiitzen. Derzeit sei ein einheitlicher und verbindlicher Rechtsrahmen nicht
gewabhrleistet. Die Bundesregierung beabsichtige daher, den Betriebsraten Rechte
bei der Ausgestaltung von mobiler Arbeit einzurdumen.

Zu Buchstabe b

Bei den Fragen, wie die bestehenden Strukturen an die Arbeitswelt der Zukunft
angepasst und welche Mdglichkeiten der Digitalisierung fir eine attraktivere Be-
triebsratsarbeit genutzt werden koénnten, bestehe seit Jahren politischer Hand-
lungsbedarf, kritisiert die Fraktion der FDP. In der derzeitigen Krisenlage und
insbesondere in Hinblick auf die Zeit nach der Krise stelle sich die Frage nach
einer modernen Betriebsratsarbeit mit neuer Vehemenz. Das fir die Betriebsrats-
arbeit mal3gebliche Betriebsverfassungsgesetz sei zuletzt im Jahr 2001 geéndert
worden. In einigen Bereichen kénne inzwischen eine Entfremdung zwischen tra-
ditionellen Instrumenten der betrieblichen Mitbestimmung und der gelebten be-
trieblichen Realitat konstatiert werden. Dies betreffe die Wahl der Betriebsréte,
wie auch die Durchflihrung der Betriebsratsarbeit.

Online-Wahlen wiirden bereits in vielen Organisationen erfolgreich angewendet.
Die Wahl von Betriebsraten erfolge bisher jedoch ausschlieRlich Gber den Gang
zur Wahlurne bzw. durch Briefwahl. Online-Betriebsratswahlen wiirden aber bei-
spielsweise Teilzeitbeschéftigten, Beschéftigten im Aullendienst und Beschéfti-
gen im Home-Office bzw. mobil arbeitenden Beschéftigten die Teilnahme an der
Wahl deutlich erleichtern.

Zu Buchstabe ¢

Die Fraktion DIE LINKE. kritisiert, dass Betriebsréte in der heutigen, von Digi-
talisierung, Globalisierung, Deregulierung und der Notwendigkeit eines dkologi-
schen Umbaus gepréagten Arbeitswelt immer 6fter an die Grenzen der Betriebs-
verfassung stieRen. Die letzte bedeutende Reform des Betriebsverfassungsgeset-
zes habe es 1972 gegeben. Durch die Novellierung 2001 hatten sich zwar die Ar-
beitsbedingungen von Betriebsréten verbessert, doch wichtige Mitbestimmungs-
rechte fehlten weiterhin. Viele richtige Ansatzpunkte blieben auf der Strecke. Ein
grofRer Reformstau habe sich gebildet. Es sei an der Zeit, das Betriebsverfassungs-
gesetz den Anforderungen der heutigen Arbeitswelt anzupassen.

Zu Buchstabe d

Trotz der empirisch belegten Vorteile ist die Unternehmensmitbestimmung nach
Einschatzung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN seit Jahren in der De-
fensive. Seit Jahren gebe es Erosionstendenzen. Nach dem Mitbestimmungsge-
setz von 1976, das fur Unternehmen mit mehr als 2.000 Beschéftigten gilt, seien
im Jahr 2002 noch 767 Unternehmen paritatisch mitbestimmt gewesen. Im
Jahr 2018 seien es nur noch 638 Unternehmen gewesen. Mittlerweile fehle also
bei jedem dritten Unternehmen mit tber 2.000 inldndischen Beschaftigten ein
mitbestimmter Aufsichtsrat. Im Bereich der Unternehmen mit 500 bis 2.000 Be-
schéftigten, bei denen sich gemé&R dem Drittelbeteiligungsgesetz der Aufsichtsrat
zu zwei Dritteln aus Anteilseignern und Anteilseignerinnen und zu einem Drittel
aus Vertretern und Vertreterinnen der Beschéftigten zusammensetze, sei die Situ-
ation noch schlechter. Neben dem rechtswidrigen Ignorieren der Unternehmens-
mitbestimmung sei die legale Umgehung der Mitbestimmung durch sogenannte
»vermeidungsgestaltung* ein relevantes Problem. So wiirden Rechtsformen, wie
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die Auslandskapitalgesellschaft & Co.KG, die Européische Aktiengesellschaft
(SE), oder Stiftungen KG mitunter bewusst gewdahlt, um die Mitbestimmung ge-
zielt zu unterlaufen.

B. Lésung
Zu Buchstabe a

Im Hinblick auf die Férderung und Vereinfachung von Betriebsratswahlen wird
insbesondere im BetrVG der Anwendungsbereich des verpflichtenden verein-
fachten Wahlverfahrens und des vereinfachten Wahlverfahrens nach Vereinba-
rung sowohl fiir die Wahl des Betriebsrats als auch fir die Wahl der Jugend- und
Auszubildendenvertretung ausgeweitet.

Um den Schutz von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Griindung ei-
nes Betriebsrats zu verbessern, wird der Kiindigungsschutz zur Sicherung der
Wahlen zum Betriebsrat und zur Bordvertretung verbessert.

Zur Verbesserung der Teilhabe von Auszubildenden wird die Altersgrenze fur
Auszubildende bei der Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung gestri-
chen.

Zur Starkung der Rechte des Betriebsrats bei der Qualifizierung wird das allge-
meine Initiativrecht der Betriebsrate bei der Berufsbildung gestarkt und die Ein-
schaltung der Einigungsstelle zur Vermittlung ermdglicht.

Im Hinblick auf die Einbindung des Betriebsrats beim Einsatz von Kl wird:

— festgelegt, dass die Hinzuziehung eines Sachverstdndigen beim Einsatz von KI
fiir den Betriebsrat als erforderlich gilt;

— klargestellt, dass die Rechte des Betriebsrats bei der Planung von Arbeitsver-
fahren und -abldufen auch dann gelten, wenn der Einsatz von Kl im Betrieb vor-
gesehen ist;

— sichergestellt, dass die Rechte des Betriebsrats bei der Festlegung von Richtli-
nien Gber die personelle Auswahl auch dann Anwendung finden, wenn diese
Richtlinien ausschlielich oder mit Unterstiitzung von KI erstellt werden.

Betriebsrate erhalten die Mdglichkeit, unter ausschlieflich selbst gesetzten Rah-
menbedingungen und unter Wahrung des VVorrangs der Présenzsitzung, Sitzungen
mittels Video- und Telefonkonferenz durchzufiihren.

Es wird klargestellt, dass Betriebsvereinbarungen unter Nutzung einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur abgeschlossen werden kénnen.

Zur Klarstellung der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit des Arbeitgebers
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Betriebsrat wird eine
gesetzliche Regelung geschaffen.

Um mobile Arbeit zu férdern und um zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei ihrer Wahrnehmung einen einheitlichen und verbindlichen Rah-
men zu gewahrleisten, wird in 8 87 Absatz 1 BetrVVG ein neues Mitbestimmungs-
recht bei der Ausgestaltung mobiler Arbeit eingefiihrt.

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/28899 in geanderter Fas-
sung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD und FDP bei
Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE.
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Zu Buchstabe b

Die Fraktion der FDP fordert, die Online-Wahl von Betriebsraten gesetzlich zu
ermdglichen und zu regeln. Die Entscheidung, ob die Betriebsratswahl online
durchgefiihrt werde, solle der Wahlvorstand tragen. Ferner solle die Mdglichkeit
geschaffen werden, Betriebsratsarbeit digital zu gestalten. Dazu seien die beste-
henden Regelungen zur Beschlussfassung der Betriebsrate so zu modifizieren,
dass Betriebsréte auch dauerhaft und rechtssicher mittels Video und Telefonkon-
ferenz arbeiten kdnnten, sofern sie das wollten. Die Regelung solle auch fur Ge-
samt- und Konzernbetriebsrate gelten.

Eine Beschlussfassung sei im Umlaufverfahren zu ermdglichen, sofern die Ar-
beitnehmervertretung von dieser Mdglichkeit Gebrauch machen wolle. Die so ge-
schaffene Mdglichkeit zur Durchfiihrung von Sitzungen und Beschlussfassung
sowie fur Online-Wahlen sei auch auf den Sprecherausschuss, den Gesamt-, Un-
ternehmens- und den Konzernsprecherausschuss zu tbertragen.

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/28984 mit den Stimmen der Frak-
tionen CDU/CSU, SPD, AfD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Frak-
tion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN.

Zu Buchstabe ¢

Die Fraktion DIE LINKE. fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf
zur Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes vorzulegen, wonach u. a. der An-
wendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) an die Bedingungen
der heutigen Arbeitswelt angepasst werde. Das beinhalte beispielsweise den Be-
triebsbegriff anzupassen. Zudem sei die Mdglichkeit abweichender Regelungen
in § 3 BetrVG auszubauen, indem u. a. durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinba-
rung zusatzliche Arbeitnehmervertretungsstrukturen bestimmt werden kdnnten.

Die Griindung von Betriebsraten sei zu erleichtern und ihre Arbeitsfahigkeit zu
verbessern, indem z. B. die erstmalige Griindung eines Betriebsrats durch eine
Verpflichtung der Arbeitnehmer zu jahrlichen Informationsveranstaltungen er-
leichtert werde. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates nach § 87 Absatz 1
BetrVG seien zu erweitern, einschlielich Initiativrechten sowie Vorbereitung
und Nachbereitung von Entscheidungen. Daruber hinaus solle der Betriebsrat
zwingende Mitbestimmungsrechte in wirtschaftlichen Angelegenheiten erhalten,
indem er ein Mitbestimmungsrecht, einschliellich eines Initiativrechts bei MaR-
nahmen zur Sicherung und Férderung der Beschéftigung — insbesondere auch der
Hohe der Aufstockung bei Kurzarbeit — erhalte.

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/27318 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion
DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN.

Zu Buchstabe d

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fordert die Bundesregierung auf, die
Unternehmensmitbestimmung nachhaltig zu stdrken sowie das Vermeiden und
Ignorieren der Unternehmensmitbestimmung zu verhindern. Dazu mussten u. a.
folgende MalRnahmen ergriffen werden: Stiftungen mit Geschaftsbetrieb wiirden
in den Geltungsbereich der Unternehmensmitbestimmung einbezogen, wenn sie
eine entsprechende Beschaftigtenzahl aufwiesen; die Regelung zur Konzernzu-
rechnung aus dem Mitbestimmungsgesetz werde auch im Drittelbeteiligungsge-
setz verankert und Unternehmen mit auslandischen Rechtsformen oder Kombina-
tionen zwischen nationalen und auslandischen Rechtsformen mit VVerwaltungssitz
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in Deutschland wirden in die Unternehmensmitbestimmung nach dem Mitbe-
stimmungs- sowie Drittelbeteiligungsgesetz einbezogen.

Ferner solle die Unternehmensmitbestimmung vor dem Hintergrund der Heraus-
forderungen durch die sozial-6kologische Transformation und Digitalisierung ge-
starkt werden, indem u. a. der Schwellenwert im Mitbestimmungsgesetz auf
1.000 Beschéftigte abgesenkt werde.

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/27828 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen
DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.

C. Alternativen

Zu Buchstabe a

Keine ausweislich des Gesetzentwurfs.
Zu den Buchstaben b bis d

Annahme eines Antrags oder mehrerer Antrage.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Zu Buchstabe a

Es entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand.
Zu den Buchstaben b bis d

Genaue Kostenrechnungen wurden nicht angestellt.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Blrgerinnen und Birger
Zu Buchstabe a

Es wird erwartet, dass flr die Blrgerinnen und Biirger kein Erfullungsaufwand
entsteht.

Zu den Buchstabe b bis d

Genaue Kostenrechnungen wurden nicht angestellt.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
Zu Buchstabe a

Aus dem Regelungsvorhaben ergibt sich fir die Wirtschaft Erfullungsaufwand
durch die Anrufung der Einigungsstelle zu Fragen der Berufsbildung, durch die
erleichterte Hinzuziehung eines Sachverstandigen fiir den Betriebsrat beim Ein-
satz von Kl und durch das Mitbestimmungsrecht bei der Ausgestaltung von mo-
biler Arbeit. Dieser Erfullungsaufwand wird auf 4 044 500 Euro pro Jahr ge-
schatzt.

Die Kompensation dieses Erflllungsaufwandes im Rahmen der von der Bundes-
regierung beschlossenen Birokratiebremse nach dem ,,One in, one out“-Prinzip
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wird mit Entlastungen aus dem Dritten Gesetz zur Entlastung insbesondere der
mittelstandischen Wirtschaft von Blrokratie (Drittes Blrokratieentlastungsge-
setz) erreicht.

Zu den Buchstabe b bis d

Genaue Kostenrechnungen wurden nicht angestellt.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Zu Buchstabe a

Es sind keine Biirokratiekosten aus Informationspflichten zu erwarten.
Zu den Buchstabe b bis d

Genaue Kostenrechnungen wurden nicht angestellt.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung
Zu Buchstabe a

Dem Bund und den L&ndern entsteht durch das Gesetz kein zusatzlicher Erfiil-
lungsaufwand.

Zu den Buchstabe b bis d
Genaue Kostenrechnungen wurden nicht angestellt.

F. Weitere Kosten
Zu Buchstabe a

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

Zu den Buchstabe b bis d
Genaue Kostenrechnungen wurden nicht angestellt.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlieRen,

a) den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28899 mit folgenden Maligaben, im
Ubrigen unverandert anzunehmen:

1. Artikel 1 wird wie folgt gedndert:

a) Der Nummer 1 werden die folgenden Nummern 1 und 2 vorange-
stellt:

,1. In 87 Satz1 wird die Angabe ,,18.“ durch die Angabe
,»16.“ ersetzt.

2. In §8 Absatz1 Satz 1 werden nach dem Wort ,die* die
Worter ,,das 18. Lebensjahr vollendet haben und“ einge-
fugt.*

b) Die bisherigen Nummern 1 bis 13 werden die Nummern 3 bis 15.

c) Die bisherige Nummer 14 wird Nummer 16 und die folgenden
Séatze werden anfugt:

,Die oder der Datenschutzbeauftragte ist gegeniiber dem Arbeit-
geber zur Verschwiegenheit verpflichtet Gber Informationen, die
Riickschlusse auf den Meinungsbildungsprozess des Betriebsrats
zulassen. Die §8 6 Absatz 5 Satz 2, 38 Absatz 2 des Bundesdaten-
schutzgesetzes gelten auch im Hinblick auf das Verhéltnis der oder
des Datenschutzbeauftragten zum Arbeitgeber.*

d) Die bisherigen Nummern 15 bis 21 werden die Nummern 17 bis
23.

2. In Artikel 3 wird nach Nummer 4 folgende Nummer 4a eingeftigt:

,4a. In § 24 Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,,§ 12 Abs. 2 bis 5* durch die
Worter ,,8 12 Absatz 2 bis 7* ersetzt.

3. Nach Artikel 4 wird folgender Artikel 5 eingefligt:

JArtikel 5
Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch

8 8 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Unfallver-
sicherung — (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBI. |
S. 1254), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 28. Méarz 2021
(BGBI. I S. 591) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

»Wird die versicherte Tatigkeit im Haushalt der Versicherten oder
an einem anderen Ort ausgeiibt, besteht Versicherungsschutz in
gleichem Umfang wie bei Austibung der Tatigkeit auf der Unter-
nehmensstatte.*

2. Nach Absatz 2 Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefligt:
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»2a. das Zurucklegen des unmittelbaren Weges nach und von
dem Ort, an dem Kinder von Versicherten nach Nummer 2
Buchstabe a fremder Obhut anvertraut werden, wenn die
versicherte Tatigkeit an dem Ort des gemeinsamen Haus-
halts ausgeibt wird,*.

4.  Der bisherige Artikel 5 wird Artikel 6.
b) den Antrag auf Drucksache 19/28984 abzulehnen;
c) den Antrag auf Drucksache 19/27318 abzulehnen;
d) den Antrag auf Drucksache 19/27828 abzulehnen.

Berlin, den 19. Mai 2021

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales

Dr. Matthias Bartke Jutta Krellmann
Vorsitzender Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Jutta Krellmann

A. Allgemeiner Teil

I.  Uberweisung

Zu Buchstabe a

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28899 ist in der 227. Sitzung des Deutschen Bundestages am 6. Mai 2021
an den Ausschuss fur Arbeit und Soziales zur federfiilhrenden Beratung sowie an den Ausschuss fiir Recht und
Verbraucherschutz sowie den Ausschuss Digitale Agenda zur Mitberatung Gberwiesen worden. Der Parlamenta-
rische Beirat fur nachhaltige Entwicklung hat sich gutachtlich mit dem Gesetzentwurf befasst.

Zu Buchstabe b

Der Antrag auf Drucksache 19/28984 ist in der 227. Sitzung des Deutschen Bundestages am 6. Mai 2021 an den
Ausschuss fur Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss fur Wirtschaft und Ener-
gie sowie den Ausschuss Digitale Agenda zur Mitberatung Uberwiesen worden.

Zu Buchstabe ¢

Der Antrag auf Drucksache 19/27318 ist in der 227. Sitzung des Deutschen Bundestages am 6. Mai 2021 an den
Ausschuss fir Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss fiir Wirtschaft und Ener-
gie und den Ausschuss Digitale Agenda zur Mitberatung Gberwiesen worden.

Zu Buchstabe d

Der Antrag auf Drucksache 19/27828 ist in der 218. Sitzung des Deutschen Bundestages am 25. Mérz 2021 an
den Ausschuss fur Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss flr Wirtschaft und
Energie zur Mitberatung tiberwiesen worden.

Il.  Wesentlicher Inhalt der Vorlagen

Zu Buchstabe a

Die betriebliche Mitbestimmung sei eine der Sdulen der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland, heif3t es zur
Begrindung im Gesetzentwurf der Bundesregierung. Sie generiere nachweislich Erfolge fiir alle Beteiligten. Dort
wo Betriebsréte tétig seien, sei mehr Raum fur Innovationen, seien die Arbeitsbedingungen besser, wirtschaftliche
Erfolge stabiler und kénnten Krisen besser bewaltigt werden. Allerdings machten aktuelle Entwicklungen eine
Uberarbeitung der Regelungen des Betriebsverfassungsgesetzes erforderlich. Handlungsbedarf ergebe sich zum
einen im Hinblick auf die Auswirkungen der Digitalisierung insbesondere im Bereich der Qualifizierung und des
Einsatzes von Kl, zum anderen im Hinblick auf die Versuche, die Griindung von Betriebsraten zu verhindern
sowie die abnehmende Zahl der Betriebsratsgremien.

Der Gesetzentwurf verfolge das Ziel, diejenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besser zu schitzen, die
sich fur die erstmalige Wahl eines Betriebsrats engagierten. Gleichzeitig solle die Ausweitung des vereinfachten
Wahlverfahrens sowie der Wegfall und die Festschreibung der Zahl der notwendigen Stiitzunterschriften fiir einen
Wahlvorschlag die Griindung von Betriebsréaten vor allem in kleinen und mittleren Betrieben erleichtern und for-
dern. Die Einschrankung der Anfechtungsmdglichkeit wegen Fehlern der Wahlerliste solle einen Beitrag zur
Rechtssicherheit bei der Betriebsratswahl leisten.

Betriebsrate sollten vor dem Hintergrund der Digitalisierung besser in die Lage versetzt werden, mit dem Arbeit-
geber Vereinbarungen tber konkrete MaRnahmen der Berufsbildung zu treffen. Mit Blick auf den zunehmenden
Einsatz von Kl in der Arbeitswelt solle die Mdglichkeit, externen Sachverstand in diesem Bereich hinzuzuziehen,
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verbessert werden und sollten die bestehenden Rechte der Betriebsréte gesichert und Rechtsklarheit fiir die Be-
triebspartner geschaffen werden.

Unter Beachtung des VVorrangs der Présenzsitzung sollten Betriebsréte die Mdglichkeit der Teilnahme an Sitzun-
gen mittels Video- und Telefonkonferenz dauerhaft nutzen kdnnen. Die Festlegung der dazu notwendigen Rah-
menbedingungen obliege allein dem jeweiligen Betriebsrat. Es werde klargestellt, dass Betriebsvereinbarungen
unter Nutzung einer qualifizierten elektronischen Signatur abgeschlossen werden kdnnten. Entsprechendes werde
fiir den Spruch der Einigungsstelle, den Interessenausgleich und den Sozialplan geregelt. Die datenschutzrechtli-
che Verantwortlichkeit des Arbeitgebers bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Betriebsrat
werde klargestellt.

Zudem sollten Betriebsrate bei der Ausgestaltung von mobiler Arbeit ein Mitbestimmungsrecht erhalten, um den
betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einen einheitlichen Rechtsrahmen bei der Ausgestaltung zu
bieten und so die Vor- und Nachteile von mobiler Arbeit unter Beriicksichtigung der Belange des jeweiligen
Betriebs in ein ausgewogenes Verhaltnis zu bringen.

Zu Buchstabe b

Die Fraktion der FDP fiihrt aus, dass die betriebliche Mitbestimmung seit 100 Jahren eine der tragenden Séulen
der Arbeitsmarktordnung in Deutschland sei. Eine vertrauensvolle und konstruktive Zusammenarbeit von Arbeit-
geber und Betriebsrat wirke sich positiv auf die Stabilitat der Unternehmen und damit positiv auf den Wirtschafts-
standort insgesamt aus. Diese Partnerschaft stehe durch den Wandel der Arbeitswelt vor besonderen Herausfor-
derungen. Fir viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sei das Thema ,,Arbeit der Zukunft“ kein theoretisches
Konzept, sondern ein Prozess, der ihre Arbeitsabldufe und -strukturen des letzten Jahrzehnts entscheidend gepréagt
habe. Durch den Megatrend der Digitalisierung seien die Arbeitsablaufe immer vernetzter, individualisierter und
dynamischer geworden. Diese sich verdndernde Arbeitsrealitét stelle neue Herausforderungen an alle Beteiligten:
an Beschéftigte, Arbeitgeber und an deren Vertreter in Verbanden, Gewerkschaften und Betriebsraten dar.

Zu Buchstabe ¢

Die Fraktion DIE LINKE. stellt fest, dass Betriebsrate in der heutigen Arbeitswelt, die gepragt von Digitalisie-
rung, Globalisierung, Deregulierung und der Notwendigkeit eines 6kologischen Umbaus sei, immer 6fter an die
Grenzen der Betriebsverfassung stielen. Deshalb missten der Betriebsbegriff und der Arbeitnehmerbegriff er-
weitert, die Griindung von Betriebsraten und die Arbeitsfahigkeit bestehender Betriebsréte erleichtert sowie die
zwingenden Mitbestimmungsrechte ausgeweitet werden. Denn nur so wirden die Beschéftigten bei der bevorste-
henden Transformation mitgenommen und prekare Arbeit eingedammt, Klima- und Umweltschutz in den Betrie-
ben realisiert und Digitalisierung im Sinne der Beschaftigten und des Allgemeinwohls vorangetrieben.

Zu Buchstabe d

Die Unternehmensmitbestimmung in Aufsichtsraten gehort seit Jahrzehnten zum bewahrten Modell der sozialen
Marktwirtschaft in Deutschland, heift es in der Antragsbegriindung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.
Geregelt sei sie im Montanmitbestimmungsgesetz von 1951, im Mitbestimmungsgesetz von 1976 sowie im Drit-
telbeteiligungsgesetz von 2004. Die Unternehmensmitbestimmung in der 2004 eingefuhrten européischen Akti-
engesellschaft ,,Societas Europaea” (SE) werde durch das SE-Beteiligungsgesetz aus demselben Jahr geregelt.
Die Unternehmensmitbestimmung erganze die betriebliche Mitbestimmung und ermdgliche den Beschaftigten
eine Beteiligung an der Kontrolle des VVorstandes bzw. der Geschéftsfiihrung im Aufsichtsrat. Wenn die Unter-
nehmensmitbestimmung in die Defensive gerate, musse dieser Trend gestoppt werden.

Durch Stiftungskonstruktionen (Stiftung sowie Stiftung & Co. KG), schléssen einige Unternehmen wie Aldi, Lidl
und die Wirth-Gruppe Beschéftigte vom Recht auf Mitbestimmung auf Unternehmensebene aus. Diese Maéglich-
keit, die Unternehmensmitbestimmung zu umgehen, sei nicht zu rechtfertigen. Deshalb missten Stiftungen, die
Erwerbszwecke verfolgten, in den Geltungsbereich der Unternehmensmitbestimmung einbezogen werden. Damit
hatten diese Unternehmen die gleichen Rahmenbedingungen wie andere mitbestimmte Unternehmen.

Aktuell hatten 62 Unternehmen mit Gber 2.000 Beschaftigten in Deutschland die Rechtsform ,,Auslandsgesell-
schaft & Co. KG“. Das sei ein Anstieg um 9 Prozent gegenliber 2015. Dazu zahlten beispielsweise die
B. V. & Co. KG, GmbH (Schweiz) & Co. KG sowie APS & Co. KG. Allein dadurch wiirden 432.500 Beschaf-
tigte von der paritatischen Mitbestimmung im Aufsichtsrat ausgeschlossen. Genutzt wirden solche Konstruktio-
nen von Firmen wie ALBA, C&A, Meyer Werft und Tonnies. 24 Unternehmen (plus 380 Prozent gegeniiber
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2015), darunter die Dachser Group und die Gegenbauer Holding, nutzten die Kombination Europdische Aktien-
gesellschaft SE & Co. KG, so dass ebenfalls keine paritatische Mitbestimmung im Aufsichtsrat gegeben sei.
Demgegenlber gebe es nur dreizehn paritatisch mitbestimmte Inlandskapitalgesellschaften & Co. KG mit Uber
2.000 Beschéaftigten. Diese Ungleichbehandlung sei weder akzeptabel noch begriindbar. Deshalb miisse diese Lu-
cke in der Unternehmensmitbestimmung geschlossen werden, indem Auslandsgesellschaften & Co. KGs mit Ver-
waltungssitz in Deutschland in den Anwendungsbereich des Drittelbeteiligungsgesetzes und des Mitbestim-
mungsgesetzes einbezogen wiirden.

lll. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschisse

Zu Buchstabe a

Der Ausschuss fur Recht und Verbraucherschutz und der Ausschuss Digitale Agenda haben den Gesetzent-
wurf auf Drucksache 19/28899 in gednderter Fassung in ihren Sitzungen am 19. Mai 2021 beraten und dem Deut-
schen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die
Stimmen der Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. die Annahme emp-
fohlen.

Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung hat sich im Rahmen seines Auftrags zur Uberprii-
fung von Gesetzentwiirfen und Verordnungen der Bundesregierung auf Vereinbarkeit mit der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie in seiner 79. Sitzung am 5. Mai 2021 mit dem Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28899 be-
fasst. Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begriindung des Gesetzentwurfes getroffen:

,»Eine nachhaltige Entwicklung ist Leitbild der Politik der Bundesregierung. Der Gesetzentwurf steht im Einklang
mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im Sinne der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie. Dieses Regelungsvorhaben tragt zur Erreichung der Ziele im Bereich Beschaftigung (Indikator 8.5)
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei, indem demokratische Teilhabe und die Qualifizierung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer gefordert werden. Fur die Bundesregierung ist unter anderem das Ziel gute Arbeit
fir alle Gruppen am Arbeitsmarkt ein besonders wichtiges Anliegen. In Zeiten des strukturellen Wandels sollen
die Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt so gestaltet werden, dass die Menschen mit Zuversicht in ihre Zukunft
blicken kdnnen. Durch gute Arbeit soll erreicht werden, dass Menschen dank ihrer Beschaftigung ein selbstbe-
stimmtes und gesichertes Leben fiihren kénnen. Dazu gehért auch die Maglichkeit der demokratischen Teilhabe
an den Entscheidungen des Arbeitgebers, die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer betreffen, wie zum Bei-
spiel der Einsatz neuer Technologien wie KI. Die Interessenvertretung durch einen Betriebsrat bietet diese Mog-
lichkeit. Die Starkung der Rechte des Betriebsrats bei der Qualifizierung soll eine bessere Férderung der Beschaf-
tigten ermdglichen und ihnen die Kompetenzen vermitteln, um den Verdnderungen in der Arbeitswelt selbstbe-
wusst und offen begegnen zu kénnen. Zudem kann Qualifizierung einen Beitrag dazu leisten, dass Leistung und
individuelle Féhigkeiten flr die Zukunft eines Menschen entscheidend sind und nicht die soziale Herkunft.*

Formale Bewertung durch den Parlamentarischen Beirat fir nachhaltige Entwicklung:

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfes ist gegeben. Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie
ergibt sich hinsichtlich folgender Leitprinzipien einer nachhaltigen Entwicklung, Sustainable Development Goals
(SDGs), Indikatorenbereiche und Indikatoren:

Leitprinzip 1 - Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidun-
gen anwenden,

Leitprinzip 5 - Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern,
SDG 8 - Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum,

SDG 10 - Weniger Ungleichheiten,

Indikatorenbereich 8.5 — Beschéftigung.

Die Darstellung der Nachhaltigkeitspriifung ist plausibel.
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Der Gesetzentwurf beabsichtigt die Forderung der Betriebsratswahlen und der Betriebsratsarbeit in einer digitalen
Arbeitswelt. Folgerichtig wird Bezug zur Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie genommen beziiglich Ziel 8 — Men-
schenwirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum mit Indikatorenbereich 8.5 — Beschéftigung. Zusatzlich zu nennen
sind die Prinzipien 1 — Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip und 5 — Sozialer Zusammenhalt sowie Ziel 10 —
weniger Ungleichheiten zu nennen. Zwar wurden diese nicht genannt, aber kontextuell erlutert. Eine Nennung
waére entsprechend wiinschenswert.

Eine Prifbitte ist jedoch nicht erforderlich.
Zu Buchstabe b

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie und der Ausschuss Digitale Agenda haben den Antrag auf Druck-
sache 19/28984 in ihren Sitzungen am 19. Mai 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der
Fraktionen CDU/CSU, SPD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der
Fraktionen AfD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe ¢

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie sowie der Ausschuss Digitale Agenda haben den Antrag auf Druck-
sache 19/27318 in ihren Sitzungen am 19. Mai 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthal-
tung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe d

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie hat den Antrag auf Drucksache 19/27828 in seiner Sitzung am
19. Mai 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung emp-
fohlen.

Iv. Offentliche Anhérung von Sachverstandigen

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/28899 und
der Antrage auf den Drucksachen 19/28984, 19/27318 und 19/27828 in seiner 124. Sitzung am 5. Mai 2021 auf-
genommen und die Durchfiihrung einer 6ffentlichen Anhdrung von Sachversténdigen beschlossen.

Die Anhérung zu allen vier VVorlagen fand in der 127. Sitzung am 17. Mai 2021 statt.

Die Teilnehmer der Anhorung haben schriftliche Stellungnahmen abgegeben, die in der Ausschussdrucksache
19(11)1135 zusammengefasst sind.

Folgende Verbénde, Institutionen und kommunale Spitzenverbande haben an der Anhérung teilgenommen:
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbénde
Deutscher Gewerkschaftsbund

Bundesverband der Arbeitsrechtler in Unternehmen e. V.
Hans-Bockler-Stiftung

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V.

Kai-Uwe Hemmerich, Frankfurt am Main

Volker Geyer, Berlin

Prof. Franz Josef Duwell, Weimar

Nils Kummert, Berlin

Sirkka Schrader, Berlin
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Néhere Informationen kénnen den Stellungnahmen auf Drucksache 19(11)1135 sowie dem Protokoll der Anho-
rung entnommen werden.

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

Zu Buchstabe a

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat seine Beratungen tber den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28899
in seiner 128. Sitzung am 19. Mai 2021 fortgesetzt. Dabei wurde der als MaRgabe dokumentierte Anderungsan-
trag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, DIE LINKE.
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Stimmenenthaltung der Fraktion
der FDP angenommen.

Der Ausschuss flr Arbeit und Soziales hat dem Deutschen Bundestag in seiner 128. Sitzung am 19. Mai 2021
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der
Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. die Annahme des so geédnderten
Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/28899 empfohlen.

Im Zuge der Ausschussberatungen gaben die Fraktionen von CDU/CSU und SPD dariiber hinaus folgende Er-
klarung ab:

,Die Koalitionsfraktionen erklaren im Einvernehmen: Die Verfahrensvorschriften tber die Sitzungen des Wahl-
vorstandes finden sich in der Wahlordnung zur Durchfiihrung des Betriebsverfassungsgesetzes (WO). Eine aus-
driickliche Regelung dazu, ob eine Teilnahme an Sitzungen des Wahlvorstands per Video- und Telefonkonferenz
zuldssig ist, enthalt die Wahlordnung derzeit nicht. Aus diesem Grund wird das Bundesministerium fur Arbeit
und Soziales im Rahmen der Anderungen der Wahlordnung infolge des vorliegenden Gesetzes aufgefordert,
wohlwollend die Mdglichkeit der Durchfiihrung von Wahlvorstandssitzungen unter Nutzung von Video- und Te-
lefonkonferenzen zu prifen.

Zudem wird das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales aufgefordert, die im Entwurf des Betriebsratemoder-
nisierungsgesetzes vorgesehenen Regelungen im Siebten Buch Sozialgesetzbuch zum gesetzlichen Unfallversi-
cherungsschutz von Beschaftigten im Homeoffice zu evaluieren.”

Zu Buchstabe b

Der Ausschuss fiir Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/28984 in seiner 128. Sitzung am
19. Mai 2021 abschlieRend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU,
SPD, AfD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe ¢

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/27318 in seiner 128. Sitzung am
19. Mai 2021 abschlieBend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe d

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/27828 in seiner 128. Sitzung am
19. Mai 2021 abschlieBend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN die Ablehnung empfohlen.

Zu den Buchstaben a bis d

Die Fraktion der CDU/CSU hob die Bedeutung der betrieblichen Mitbestimmung hervor. Die Koalition habe
mit ihrem Gesetzentwurf gerade mehr jiingere Beschaftigte in die betriebliche Mitbestimmung aufgenommen.
Beim aktiven und passiven Wahlrecht werde die Altersgrenze fiir Auszubildende veréndert, so dass es moglich
werde, auch (ber das 25. Lebensjahr hinaus bei den Jugend- und Auszubildendenvertretungen kandidieren und



Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -15- Drucksache 19/29819

mitwahlen zu kénnen. Der Unionsfraktion sei es auch ein Anliegen, beim Wahlrecht fiir den Betriebsrat das Alter
auf 16 Jahre herabzusetzen - wie bereits beim Bundespersonalvertretungsgesetz. Junge Menschen kénnten nicht
frih genug an die betriebliche Demokratie und Mitbestimmung gewohnt werden. Wichtig sei zudem der neue
Schutz der Vorfeldinitiatoren. Dies stehe im inhaltlichen Zusammenhang mit dem Schutz des Wahlvorstandes.
Hier werde eine vergleichbare Regelung vorgenommen, allerdings mit einer Ausweitung bei den Vorfeldinitiato-
ren, ohne eine Begrenzung der Personenzahl. Die Entfristung flr die in der Pandemie bewahrten Regelungen fiir
Videokonferenzen der Betriebsrate ermégliche ferner mehr Effizienz und Schnelligkeit in der Betriebsratearbeit.
Das gelte auch fur die Sprecherausschiisse und flr die Werkstattrate — durch die Ergénzung aber auch fir die
Konzernsprecherausschiisse. Das sei ein wichtiger Punkt fir die betriebliche Mitbestimmung. Wichtig sei zudem,
dass - wie durch die Anhdrung bestétigt - bei der erleichterten Hinzuziehung eines Sachverstéandigen bei Kl erst
die betrieblichen Ressourcen zu priifen seien, bevor - bei Bedarf — externer Sachverstand beauftragt werde. Das
entspreche dem Gebot der VerhéltnismaRigkeit und dem Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit.

Die Fraktion der SPD betonte die Notwendigkeit starker Betriebsrate fir ein partnerschaftliches Miteinander im
Betrieb und fiir bessere Arbeitsbedingungen fir die Beschaftigten. Mit dem Betriebsrdtemodernisierungsgesetz
werde es einfacher, Betriebsréte zu griinden und zu wahlen - gerade auch in kleineren Betrieben. Im parlamenta-
rischen Verfahren seien von der SPD zudem noch wichtige Verbesserungen durchgesetzt worden: Mit einer er-
ganzenden Regelung wirde der Schutz des gesetzlichen Unfallversicherungsschutzes im Homeoffice verbessert.
Der Unfallversicherungsschutz werde erweitert fiir privat veranlasste Wege im Homeoffice wahrend der Arbeits-
zeit. Auch der Weg zu/von der Kinderbetreuungseinrichtung sei bei Tatigkeit im Homeoffice nun geschiitzt. Au-
RBerdem bliebe es nicht nur bei der Klarstellung, dass der Arbeitgeber und nicht der Betriebsrat Verantwortlicher
im Sinne der Datenschutzgrundverordnung sei. In einem Anderungsantrag sei vor dem Hintergrund der interes-
senvertretungsrechtlichen Unabhéangigkeit des Betriebsrats vom Arbeitgeber sichergestellt worden, dass der Da-
tenschutz-beauftragte gegeniiber dem Arbeitgeber zur Verschwiegenheit verpflichtet sei Gber Informationen, die
Rickschlusse auf Meinungshildungsprozesse des Betriebsrats zulieRen. Dariiber hinaus begriile die SPD die Ab-
senkung des aktiven Wabhlalters zum Betriebsrat auf 16 Jahre. Es sei zeitgemaR, hier dieselbe Schwelle einzufiih-
ren wie jiingst im Bundespersonalvertretungsgesetz. Wichtig sei der SPD dariiber hinaus die getroffene Klarstel-
lung, die auch dem Verhandlungsergebnis entspreche, dass der Betriebsrat bei der Einfuhrung und bei der An-
wendung Kinstlicher Intelligenz im Betrieb Sachverstdndige hinzuziehen kénne, ohne dass eine weitere Prifung
der Erforderlichkeit erfolgen miisse. Daher sei auch eine vorherige Hinzuziehung interner Personen nicht notwen-
dig. Der Wegfall der Erforderlichkeitspriifung sei angesichts des Unterstltzungsbedarfs in diesem Themenkom-
plex sachgerecht.

Die Fraktion der AfD lehnte den Gesetzentwurf und die Anderungen ab. Die Ausweitung des vereinfachten
Wahlverfahrens werde keinen Fortschritt bringen. Der Gesetzentwurf lasse viel zu vieles im Unklaren. Die offe-
nen Fragen missten zundchst beantwortet werden. In den Oppositionsvorschldgen unterbreite dagegen die FDP
mit den Mdglichkeiten der Onlinewahlen einen guten Vorschlag. Das sei verniinftig, auch die vorgesehene Digi-
talisierung der Arbeit, wie die Ermdglichung der Beschlussfassung im Umlaufverfahren etc. Allerdings sei es
nicht akzeptabel, die Entscheidung Uber ein digitales oder ein klassisches VVorgehen allein dem Wahlausschuss
anheimzustellen. Das berge die Gefahr einer tendenzidésen Auslegung. Zudem miissten stets Mischformen ange-
boten werden; denn viele Arbeitnehmer nutzten diese Technik zuhause nicht. Der Vorschlag der Fraktion DIE
LINKE. sei insofern zu begrii3en, dass der Schutz des Wahlvorstandes und der Schutz der Arbeitnehmer durch-
gesetzt werden solle. Auch einer Ausweitung der Mitbestimmung stimme man zu. Es sollten gute Rahmenbedin-
gungen fir die Betriebsratswahl geschaffen werden. Allerdings kdnne die AfD keinesfalls einer Klausel zustim-
men, dass Betriebsvereinbarungen nur in Kraft treten sollten, wenn Gewerkschaften dem nicht widersprachen.
Das greife in die Grundrechte ein.

Die Fraktion der FDP kritisierte die Ausweitung des vereinfachten Wahlverfahrens bei Betriebsratswahlen. Die-
ses habe auch in der Vergangenheit nicht zu mehr Betriebsratsgrindungen gefihrt. Besser wére es gewesen, statt-
dessen das Wahlverfahren einfacher zu gestalten, so dass es einziigig und digital ablaufen kdnne. Die gewéhlte
Maoglichkeit bedeute eine verpasste Chance fiir die einfache Griindung von Betriebsréten in mittelgroRen Betrie-
ben. Bei der Losung des Gesetzentwurfs stelle sich ferner die Frage, warum das Signaturgesetz gelten miisse. Das
sei im Tagesgeschéft zu sperrig. Die Regelung zur Hinzuziehung von externem Sachverstand bei Kunstlicher
Intelligenz bleibe unklar. Es misse in diesem Kontext klargestellt werden, was ein Sachverstandiger und was
Kinstliche Intelligenz sei. Diese Regelung berge das Risiko, dass eine Frist zur Einigung fehle. Nach Ansicht der
FDP misse interner Sachverstand Vorrang haben. Ferner misse eine Begrenzung der Einigungsfrist bestehen
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sowie eine Begrenzung der Zeit, in der Sachverstandige hinzugezogen werden kdnnten. Der Gesetzentwurf misse
ferner klarstellen, dass nicht bei bloRer Eignung, sondern erst bei der Bestimmung zu Leistungs- und Verhaltens-
kontrolle § 87 Absatz 1 Nummer 6 greife. Das Verwertungsverbot habe das Bundesarbeitsgericht ohnehin festge-
stellt. Beim Datenschutz bleibe unklar, ob der Arbeitgeber Einsichts- und Weisungsrechte bekomme.

Die Fraktion DIE LINKE. begrifite das Ziel der Bundesregierung, Betriebsratsgriindungen und -wahlen zu for-
dern und die Arbeitsfahigkeit von Betriebsraten zu verbessern. Diese Ziele seien jedoch mit dem vorgelegten
Gesetzesentwurf kaum zu erreichen. Viele der positiven Ansétze gingen an entscheidender Stelle nicht weit genug
und liefen somit ins Leere. Die Fraktion DIE LINKE. fordere mit Blick auf den Gesetzentwurf, zumindest den
Kindigungsschutz fiir Wahlinitiatoren dem Kundigungsschutz fir Betriebsréate oder Wahlvorstande anzupassen.
Aus Sicht der Fraktion DIE LINKE. bedtrfe es aber einer grundlegenden Novellierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes, um den aufgestauten Reformbedarf abzubauen. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE. gebe hier zahlrei-
che wertvolle Impulse. Dem Antrag der FDP kénne man nicht zustimmen. Dem Antrag der Grinen kénne man
natdrlich zustimmen.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN forderte, dass die Mitbestimmung gestarkt werden miisse; denn sie
mache Wirtschaft und Arbeitswelt demokratischer. Deshalb sei es gut, dass das Gesetz zur Mitbestimmung doch
noch komme. Die Grilinen begriBten insbesondere, dass der Schutz der Betriebsrate verbessert werde. Es sei sehr
gut, dass die Koalition den Vorschlag der Griinen aus dem Jahr 2014 aufnehme und auch die Beschaftigten
schiitze, die einen Betriebsrat griinden wollten. Warum das aber so kompliziert sein misse, kénne man nicht
verstehen. Die Beschéftigten brauchten eine beglaubigte Erklarung und missten personlich zum Notar gehen. Es
waére einfacher mdglich. Ein unterschriebener Brief an den Notar (einfache Schriftform) miisste eigentlich gend-
gen. Es fehle zudem ein Schutz fiir (sachgrundlos) befristet beschaftigte Betriebsréte; denn aufgrund ihres Enga-
gements hatten sie in der Regel keine Chancen tbernommen zu werden. Die Griinen forderten schon lange, dass
diese Arbeitsverhaltnisse analog zu § 78a entfristet wirden. Bei der Modernisierung der Mitbestimmung sei die
Koalition definitiv ,,zu kurz gesprungen®: Notwendig sei eine viel ambitioniertere Starkung der Mitbestimmung
bei der Personalentwicklung, bei der Arbeitsorganisation — beispielsweise der Menge der Arbeit — und bei MaR-
nahmen zur Verbesserung der betrieblichen Klimabilanz. So kdnnten Beschéftigte und Betriebsrate zu Akteuren
bei den Herausforderungen werden, vor denen Betriebe vor dem Hintergrund der Digitalisierung und der sozial-
okologischen Transformation stiinden. Uberhaupt nicht nachvollziehbar sei, warum den Gewerkschaften kein di-
gitales Zugangsrecht zugestanden werde. Das miisse in einer digitalen Arbeitswelt selbstverstandlich sein. Fazit:
Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN habe Kritik; denn es fehle einiges — doch gehe der Gesetzentwurf in
die richtige Richtung. Man werde also insgesamt zustimmen. Der Antrag der Griinen zur Unternehmensmitbe-
stimmung gelte der Mitbestimmung in den Aufsichtsraten. Viele Unternehmen nutzten mittlerweile die Rechts-
form, um die Mitbestimmung zu umgehen. Etliche Unternehmen ignorierten zudem die Mitbestimmung. Hier
missten gesetzliche Licken geschlossen und auch Sanktionen vorgesehen werden, wenn ein Aufsichtsrat nicht
gegriindet oder nicht paritatisch besetzt werde. Zu den Antragen von FDP und DIE LINKE. werden man sich
enthalten; denn nur Digitalisieren allein reiche nicht.

B. Besonderer Teil
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Durch die in Artikel 1 neu vorangestellte Nummer 1 wird das Mindestalter fir die Wahlberechtigung von der
Vollendung des 18. Lebensjahres auf die Vollendung des 16. Lebensjahres abgesenkt. Der Ausschluss der jugend-
lichen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen von der Wahlberechtigung ist nicht mehr zeitgeméaR. Durch die auf-
genommene Erwerbstatigkeit sind jugendliche Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ber das aktive Wahlrecht
gleichberechtigt in die Wahl des Betriebsrats einzubeziehen. Das Wabhlalter wird daher entsprechend den Rege-
lungen zur Wahlberechtigung bei Sozialwahlen nach § 50 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1V) auf
16 Jahre abgesenkt.

Die mit der in Artikel 1 neu vorangestellten Nummer 2 vorgenommene Ergénzung dient der Erhaltung der Voll-
jahrigkeit als Voraussetzung fiir das passive Wahlrecht (Wahlbarkeit) zum Betriebsrat (vergleichbar § 51 SGB 1V
zu den Sozialwahlen).
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Zu Buchstabe b
Redaktionelle Folge&nderung infolge der durch Buchstabe a dem Artikel 1 neu vorangestellten Nummern.
Zu Buchstabe ¢

Mit den dem § 79a des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) angefiigten Satzen wird klargestellt, dass die Ver-
schwiegenheitspflichten der oder des Datenschutzbeauftragten auch solche Informationen umfassen, deren Be-
kanntgabe an den Arbeitgeber die interessenvertretungsrechtliche Unabhangigkeit des Betriebsrats beriihren. Der
Gesetzentwurf regelt die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit des Arbeitgebers fir die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch den Betriebsrat als Teil der verantwortlichen Stelle im Sinne der Datenschutzgrund-
verordnung. Die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit des Arbeitgebers beschneidet nicht die institutionelle
Unabhéngigkeit des Betriebsrats. Der Gesetzentwurf verpflichtet den Betriebsrat deshalb, selbst die datenschutz-
rechtlichen Vorschriften einzuhalten und verpflichtet Arbeitgeber und Betriebsrat zur gegenseitigen Unterstit-
zung in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten. Die konkrete Ausgestaltung der Zusammenarbeit muss die Un-
abhédngigkeit und Eigenstandigkeit des Betriebsrats gewahrleisten, zugleich muss der Arbeitgeber in der Lage
sein, seinen Pflichten als VVerantwortlicher nachzukommen. So ist beispielsweise unter Beriicksichtigung der Un-
abhéngigkeit des Betriebsrats im Einzelfall und unter Wahrung der Vertraulichkeits- und Verschwiegenheits-
pflichten zu entscheiden, ob Auskunfts- und Léschungspflichten vom Arbeitgeber oder vom Betriebsrat erfillt
werden. Die Betriebsparteien kdnnen die Einzelheiten in einer Betriebsvereinbarung regeln.

Der erste Satz (§ 79a Satz 4 BetrVG-E) bezieht sich auf alle Informationen, die Riickschliisse auf den Meinungs-
bildungsprozess des Betriebsrats ermdglichen und deren Kenntnis eine frei von Beobachtung durch den Arbeit-
geber stattfindende Meinungsbildung im Betriebsrat gefahrden wirden. Dabei kommt es nicht darauf an, ob es
sich um personenbezogene Daten handelt. Die Betriebsverfassung schiitzt Unabhédngigkeit und Vertraulichkeit
der Beratungen des Betriebsrats (§ 30 Absatz 1 Satz 4 BetrVG-E). Die Geheimheit der Beratungen ist auch bei
der Benutzung von Video- und Telefonkonferenzen fiir Betriebsratssitzungen besonders zu schiitzen (§ 30 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 BetrVG-E). Alle Informationen, die den Meinungsbildungsprozess des Betriebsrats be-
treffen, missen deshalb einer besonderen Geheimhaltung unterliegen, um die Unabhangigkeit des Betriebsrats
vom Arbeitgeber zu gewéhrleisten. Diese Informationen kénnen konkrete Inhalte der vom Betriebsrat angelegten
Dateien und Verzeichnisse mit oder ohne konkreten Personenbezug betreffen. Sie kénnen aber auch verfahrens-
bezogene Informationen betreffen.

Der zweite Satz (§ 79a Satz 5 BetrVG-E) stellt klar, dass die Verschwiegenheitsverpflichtung der oder des Da-
tenschutzbeauftragten nach den 8§ 6 Absatz 5 Satz 2, 38 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes hinsichtlich
der vom Betriebsrat verarbeiteten personenbezogenen Daten auch gegentber dem Arbeitgeber gilt. In Bezug auf
personenbezogene Daten, welche die oder der Datenschutzbeauftragte im Rahmen ihrer oder seiner Aufgaben aus
der Sphére des Betriebsrats erhélt, muss sie oder er ohne Einwilligung der betroffenen Personen somit nicht nur
gegenuber Dritten, die auBerhalb des datenschutzrechtlich verantwortlichen Arbeitgebers stehen, sondern auch
gegenuber dem Arbeitgeber Verschwiegenheit wahren.

Zu Buchstabe d
Redaktionelle Folgednderung aufgrund der durch Buchstabe a dem Artikel 1 neu vorangestellten Nummern.
Zu Nummer 2

Wie fiir den Sprecherausschuss und den Gesamtsprecherausschuss soll mit der Ergdnzung auch fur den Konzern-
sprecherausschuss die Méglichkeit der Sitzungsteilnahme per Video- und Telefonkonferenz eréffnet werden. Dies
wird durch die Bezugnahme auf die mit dem Gesetzentwurf neu eingefiihrten Absédtze 6 und 7 in § 12 des
Sprecherausschussgesetzes gewahrleistet.

Zu Nummer 3
Zu 8 8 Absatz 1

Mit der Regelung wird eine Versicherungsliicke geschlossen, die sich bei Téatigkeiten gezeigt hat, die von zu
Hause aus erbracht werden. Schon nach geltendem Recht besteht im Homeoffice und bei sonstiger mobiler Arbeit
grundsétzlich gesetzlicher Unfallversicherungsschutz. Der Versicherungsschutz erstreckt sich neben der eigentli-
chen versicherten Téatigkeit auch auf sogenannte Betriebswege, zum Beispiel den Weg zum Drucker in einem
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anderen Raum. Dies gilt sowohl auf der Unternehmensstétte als auch bei mobiler Arbeit. Unterschiede und damit
Licken im Versicherungsschutz gibt es dagegen bei Wegen im eigenen Haushalt zum Holen eines Getranks, zur
Nahrungsaufnahme, zum Toilettengang etc. Diese Wege sind nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
auf der Unternehmensstétte versichert, im Homeoffice dagegen nicht.

Diese Unterscheidung l&sst sich vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung mobiler Arbeitsformen nicht
aufrechterhalten. Wie bei den bereits anerkannten Wegen zum Drucker ist auch bei den Wegen zum Beispiel zum
Holen eines Getranks der Versicherungsschutz in gleichem Umfang wie auf der Unternehmensstatte gerechtfer-
tigt, um Hurden bei der Inanspruchnahme von mobiler Arbeit zu beseitigen. Daher ist eine Gleichbehandlung
beim Versicherungsschutz geboten, unabhangig davon, ob die Versicherten die Tatigkeit auf der Unternehmens-
statte oder an einem anderen Ort ausuben.

Zu 8§ 8 Absatz 2 Nummer 2a

Mit der neuen Nummer 2a wird der Unfallversicherungsschutz von Personen, die ihre Tétigkeit im Homeoffice
ausuben, auf die Wege erstreckt, die sie wegen ihrer, ihrer Ehegatten oder ihrer Lebenspartner beruflichen Tatig-
keit zur aulRerhduslichen Betreuung ihrer Kinder zuriicklegen. Sie werden damit den Versicherten gleichgestellt,
die ihre Tatigkeit auf der Unternehmensstatte ihres Arbeitgebers oder an einem anderen externen Arbeitsplatz
ausuben und fur die bereits seit 1971 ein entsprechender Versicherungsschutz besteht. Zur Begriindung hatte der
Gesetzgeber seinerzeit ausgefihrt:

,»Mehr und mehr ist jedoch die Wirtschaft auch auf die Mitarbeit von Frauen angewiesen, die nur berufstatig sein
kénnen, wenn ihre Kinder wahrend der Arbeitszeit versorgt sind. Man kann deshalb davon ausgehen, dass stets
ein betriebliches Interesse an der Unterbringung der Kinder besteht, auch wenn der Unternehmer dabei nicht in
irgendeiner Weise behilflich ist. (...) Ein Zusammenhang mit der beruflichen Tatigkeit wird unterstellt, wenn der
Vater oder die Mutter das Kind in Verbindung mit dem Weg zur Arbeitsstétte fortbringt oder auf dem Riickweg
abholt.“ (BT-Drs. VI/1333 S. 5).

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Verbreitung von Homeoffice, Telearbeit und vergleichbaren Arbeitsfor-
men im eigenen Haushalt der Versicherten ist es gerechtfertigt, den Versicherungsschutz auch in diesen Fallen
auf die mit einer Kinderbetreuung zusammenhéngenden Wege zu erstrecken. Wie bei der Tatigkeit an einer be-
trieblichen Arbeitsstatte besteht ein Interesse des Unternehmers an der Unterbringung der Kinder, um die Aus-
Ubung der beruflichen Tatigkeit der Versicherten zu erméglichen.

Zu Nummer 4
Redaktionelle Folge&dnderung aufgrund der Einfligung des neuen Artikel 5.

Berlin, den 19. Mai 2021

Jutta Krellmann
Berichterstatterin



	1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:
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